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Fremdkörper im Klimaschutz

Das deutsche EEG und der europäische Emissionshandel passen nicht zueinander / Von Jasper von Altenbockum

Geht es auch ohne das EEG, das Erneuerbare-Energien-Gesetz? Die Frage taucht immer wieder dann auf, wenn Energiewirtschaftler auf die gegensätzlichen Anreize von europäischem Emissionshandel und dem EEG hinweisen. Dass es diese Unstimmigkeiten gibt, darüber sind sich so gut wie alle Fachleute einig. Nur über die Konsequenzen gibt es seit Einführung des Emissionshandels im Jahr 2005 immer wieder Streit – national und auf europäischer Ebene. Die jetzt von den sechs Gutachtern der Expertenkommission des Bundestags geforderte Abschaffung des EEG wäre eine dieser Konsequenzen. Die Kritik der Gutachter spielt auf jene Widersprüche zwischen Emissionshandel und EEG an. Im Wesentlichen geht es um zwei Punkte und deren Auswirkungen: ineffizienter Klimaschutz und innovationsfeindliche Subventionen.
Doch warum widersprechen sich Emissionshandel und EEG? Müsste man nicht besser sagen: Sie ergänzen sich? Denn das EEG fördert doch gerade Techniken, die frei von Kohlendioxidemissionen sind. Der Widerspruch steckt darin, dass der europäische Emissionshandel auf einem völlig anderen Ansatz beruht als das EEG. Dem Emissionshandel geht es nicht in erster Linie um die Förderung der erneuerbaren Energien, sondern eigentlich nur um eine Frage: Was kostet eine Tonne Kohlendioxid? Ist sie teuer, wird sie vermieden; ist sie billig, besteht kein Anreiz zur Eindämmung. Um die Frage in der Praxis beantworten zu können, wird nur eine Obergrenze für den Ausstoß von Treibhausgasen vorgegeben. Wie die Grenze einzuhalten ist, überlässt der Handel dem Angebot und der Nachfrage von Zertifikaten, die pro ausgestoßene Kohlendioxid-Einheit gekauft werden müssen, um „Emissionsrechte“ zu erwerben. Stößt ein Unternehmen viel Kohlendioxid aus, hat es die Wahl: entweder es investiert in klimafreundliche Technik, oder es erwirbt sich so viele Zertifikate, dass die Emissionen abgedeckt sind. Innovation lohnt sich umso mehr, je höher der Preis für Zertifikate liegt. 

Sinkt der Preis für die Zertifikate, ist das ein Zeichen dafür, dass die Grenze, die der Emissionshandel dem Ausstoß von Treibhausgasen gesetzt hat, unterschritten wird. Das kann verschiedene Gründe haben – der einfachste ist eine schrumpfende Wirtschaft: Wo weniger produziert wird, sinkt auch der Ausstoß von Kohlendioxid, werden weniger Emissionsrechte gebraucht, sinkt also der Preis der Zertifikate. Das ist eine der Ursachen für den Preisverfall, der in den vergangenen Jahren zu beobachten war. Die Finanzkrise, anschließend die Schuldenkrise haben in Europa dazu beigetragen, dass der Preis für die Zertifikate weit unterhalb der Erwartungen lag. Die EU hat deshalb kürzlich die Notbremse gezogen und die Zahl der Zertifikate vorübergehend künstlich verringert („back loading“), um deren Preis zu stabilisieren.
Was die Verfechter des EEG nicht gerne hören: Die deutsche Energiepolitik hat diesen Preisverfall noch forciert und damit einen Eingriff in den Handel herbeigeführt, der gegen dessen Philosophie verstößt. Denn der starke Ausbau der erneuerbaren Energien in den vergangenen Jahren hat die beteiligten Unternehmen von der Last befreit, Emissionsrechte für die Stromproduktion zu kaufen. Einfach gesagt: Stromkonzerne, die von erneuerbaren Energien leben, können massenweise Emissionsrechte verkaufen. Da sich die Obergrenze für den gesamten Ausstoß von Treibhausgasen nicht ändert, werden die Emissionen nur verlagert: auf die Industriezweige, die viel Kohlendioxid ausstoßen, die davon profitieren, dass die Zertifikate billiger werden, so billig, dass sich Innovation in klimafreundliche Technik nicht länger lohnt. Es sei denn, man lässt sie sich durch das EEG subventionieren. Da durch das Gesetz aber die Sondervergütung – sprich: Subvention – auf lange Sicht gesichert ist, werden auch hier Anreize nicht für, sondern gegen klimafreundliche Innovation gesetzt.
Die EEG-Befürworter stört am Emissionshandel vor allem, dass er alle Stromproduzenten gleich behandelt – auch die Atomkraft, die mit den Erneuerbaren den Vorteil hat, wesentlich „sauberer“ zu sein als fossile Energieträger. Das EEG teilt die Welt der Stromproduzenten dagegen unabhängig von deren Klimafreundlichkeit in Privilegierte und Nichtprivilegierte. Das widersinnige Zusammenspiel von EEG und Emissionshandel wird so besonders deutlich: die „alten“ Braunkohle- und Kohlekraftwerke lohnen sich unter anderem aufgrund der niedrigen Zertifikatepreise wieder, während sich Investitionen in neue, innovative fossile Kraftwerke nicht mehr rechnen – nicht nur wegen des Preisverfalls im Emissionshandel, sondern auch wegen der vorrangigen Einspeisung von Solar- und Windstrom. Diese Kraftwerke werden aber dringend gebraucht – sie stellen die Kapazitäten für die Grundlastversorgung bereit, müssen also die Lücke füllen, die durch den Wegfall der Atomkraftwerke in Deutschland entsteht. Das EEG und dessen Widerspruch zum Emissionshandel unterlaufen das. Da aber das EEG nicht abgeschafft wird, ist der nächste Subventionstopf schon in Aussicht gestellt: der „Kapazitätsmechanismus“.
Wie man sieht, baut die Expertenkommission des Bundestags mit ihrem vermeintlich radikalen Vorschlag zur Abschaffung des EEG auf alten Erkenntnissen auf. Sie wirft sich damit in einen Kampf, den die Gegner des EEG schon vor zehn Jahren verloren haben, also lange vor der Fukushima-Wende der deutschen Energiepolitik. Damals, in der Endphase der rot-grünen Koalition unter Gerhard Schröder, lieferte sich Bundeswirtschaftsminister Wolfgang Clement (SPD) einen heftigen Gutachterstreit mit Umweltminister Jürgen Trittin (Grüne). Anlass des Streits war die bevorstehende Einführung des europäischen Emissionshandels – Ursache war aber die Frage, ob das EEG nur einen Anschub für Ökostrom bewerkstelligen sollte oder zur Dauereinrichtung werden würde. In einem Clement-Gutachten hieß es mit Blick auf die Widersprüche des neuen Handelssystems mit dem EEG, dass das EEG „im Interesse von ökonomischer Rationalität und ökologischer Vernunft“ abgeschafft werden sollte. Trittin dagegen ließ von „seinen“ Wissenschaftlern vorrechnen, dass die Anreizwirkung des EEG – also die Privilegierung der erneuerbaren Energien – nur zu erzielen sei, wenn die Tonne Kohlendioxid im Jahr 2010 mehr als sechzig Euro koste.

Wer den Streit gewonnen hat, ist bekannt. Heute liegt der Preis der Zertifikate, trotz des jüngsten Eingriffs der EU, weit unter den damals erwarteten dreißig Euro; die Differenz zwischen dem Ist-Zustand und der Trittin-Zahl deutet an, was den Stromverbraucher und die Industrie das ineffiziente Nebeneinander von EEG und Emissionshandel in Deutschland kostet. Verschleiert wird das dadurch, dass so getan wird, als sei das EEG noch immer ökologischer Fortschrittsmotor und das Sahnehäubchen auf dem Klimaschutz. Tatsächlich ist es ein Fremdkörper im Interesse einer vor zehn Jahren endgültig privilegierten Industrie.

